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Angst vor GranatregenDerIrakkrieg und der
Nordkoreakonflikt haben
der südkoreanischen

Antikriegsbewegungviel
Zulauf gebracht.

Mittlerweile gibt eserste
Zeichen der Entspannung
zwischen Pjöngjang und

Washington.

Ineinemsindsich die Anti-
kriegsdemonstrantInnen in
Südkorea wenigstens einig:
Zwar sei derIrakkrieg vorbei,
der Kampf der koreanischen
Antikriegsbewegung aber
nochlangenicht. Der nächste
Krieg drohe bereits, undzwar
inunmittelbarer Nähe.
Als sich der UN−Sicher-

heitsrat vor kurzem mit dem
nordkoreanischen Atompro-
grammbeschäftigte und sich
wegen des Widerstandes
Russlands und Chinas zu ei-
ner Verurteilung des Landes
nicht entschließen konnte,
sprach die nordkoreanische
Nachrichtenagentur KCNA
bereits von einer "schweren
Provokation" und vom "Vor-
spiel zum Krieg". Der Irak-
krieg habe gezeigt, dass eine
Militäraktion nur verhindert
werden könne, "wenn man
über eine physikalische Ab-
schreckungverfügt".
Noch deutlicher wurde zu-

vor die Zeitung"RodongShin-
mun", das Zentralorgan der
Partei der Arbeit. Sanktionen
des Weltsicherheitsrates wür-
den als "direkte Kriegserklä-
rung" gewertet, und mankön-
ne sich auch einen militäri-
schen Erstschlag vorstellen.
Für den Fall eines Krieges
drohte vor kurzemder nord-
koreanische Staatsrundfunk,
die koreanische Halbinsel
werde in eine "Urne voller
Asche" verwandelt werden.
Aber nicht nur die Nordko-

reaner, sondernauch die USA
geben sich hart, obwohl die
Regierung Bush betont, den
Konflikt diplomatisch beile-
gen zu wollen. Erst kürzlich
wurden F−117−Tarnkappen-
bomber nach Südkorea ver-
legt, und auf der Insel Guam

stehen Langstreckenbomber
der TypenB52 undB1 bereit.
Zwar sieht die Energieent-

wicklungsorganisationfür Ko-
rea (Kedo) laut Pressemel-
dungen in dem Atomstreit
zwischen Washington und
Pjöngjang positive Signale, da
NordkoreavonseinemBehar-
ren auf direkten Verhandlun-
gen mittlerweile abgewichen
ist. Dennoch betrachten vie-
le Südkoreaner den Norden
als eines der nächsten poten-
ziellen Ziele in Bushs Kampf
gegen "das Böse". "Da helfen
die ständigen Bemühungen
der südkoreanischen Regie-
rung, das Problem zu ver-
harmlosen, auch nicht mehr",
sagt KimYung−chan, ein Füh-
rungskader derlinkenJugend-
organisation"Da−Hamkke" (Al-
le gemeinsam). "Die Men-
schen hier brauchen einfach
dieSicherheit, dassamnächs-
ten Tag nicht nordkoreani-
sche Granaten auf Seoul her-
abregnen."

"Das Böse"i mNorden
Trotzdem bewerten die

südkoreanischen Medien das
Verhalten des Nordens zu-
rückhaltend. Das könnteauch
daranliegen, dass die Vorher-
sagen der vergangenen Mona-
te, die Volksrepublik werde
wieder und wieder provozie-
ren, nicht i mmer eingetrof-
fen sind. Die Tageszeitung
"JoongAng Ilbo" vermutet,
Nordkoreas Präsident Kim
Jong−il habe seit den militäri-
schen Erfolgen der USA im
Irakschlicht Angst umdie Zu-
kunft seines Regi mes.
Es gibt aber außer der

Angst vor einemKrieg gegen
Nordkorea noch einen ande-
renGrund, der viele Demonst-

rantInnen in Südkorea um-
treibt: ein vomParlament An-
fang April verabschiedetes
Gesetz, das die Entsendung
700 südkoreanischer Solda-
ten zur technischen und me-
dizinischen Unterstützung
der BritenundAmerikaneri m
Irakerlaubt.
Kamenzueiner Demonstra-

tiongegendengeplantenIrak-
krieg i m vergangenen Okto-
ber in Seoul nur 400 Men-
schen, so sorgten der Krieg
und die Diskussion über eine
BeteiligungSüdkoreasfürtäg-
liche Massenaktionen. Fast
ohne Vorbereitung versam-
melten sich zum Kriegsbe-
ginn mehr als 10.000 Men-
schen, umgegen den Angriff
zu protestieren. Der wichtigs-
te Grund für diese Mobilisie-
rung war dabei die Ankündi-
gung des Präsidenten Roh
Moo−hyun, eigene Truppen
in den Mittleren Osten zu
verlegen.
Wenige Wochen zuvor hat-

te der frisch gewählte Präsi-
dent noch verlauten lassen,
unter keinen Umständen wer-
de Südkorea einen Angriffs-
krieg der USA unterstützen.
Der Krieg sei auf jeden Fall
ungerecht, hießes damalszur
Begründung. Doch nur wenig
später war plötzlich die Rede
davon, dass eine Unterstüt-
zung der gewaltsamen Ent-
waffnungIraksi m"nationalen
Interesse Koreas" liege.
Umgehend kames zu riesi-

gen Protestaktionen. Täglich
demonstrierten Tausende vor
demParlamentsgebäude und
sorgten dafür, dass die Anti-
aufruhrpolizei i m Dauerein-
satz blieb. Schriftsteller, Stu-
denten, buddhistische Mön-
che, Gewerkschafter, Schau-
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spieler, Popsängerinnen und
Rockstars gingenauf die Stra-
ße und forderten die Rück-
nahme der Gesetzesvorlage.
Stundenlang wurden die Zu-
gänge zum Parlamentsgebäu-
de blockiert, Studenten be-
setzten die Parlamentslobby,
viele Abgeordnete konnten
nicht passieren. Eine der
wichtigstenBrückenüber den
Fluss Hanwurdeblockiert, Ta-
xifahrer veranstalteten Auto-
korsos mit Hupkonzerten.

Selbst die über 20.000 Mit-
glieder des eigentlich als ge-
mäßigt geltenden Gewerk-
schaftsverbandes KFTU de-
monstrierten gegen das ge-
plante Gesetz. Und sogar
zehntausende Mitglieder von
Präsident Rohs Wahlbündnis
Nasamokündigtenan, bei den
Parlamentswahlen im nächs-
ten Jahr keine der koreani-
schen "Kriegsverbrecherpar-
teien" zu wählen, sollte das
Truppenentsendegesetz ver-
abschiedet werden.

Unüberhörbare Wut
Seither sind die Wut und

die Empörung nicht mehr zu
überhören. Kim Seok−jin, ein
Student an der Nationaluni-
versität Seoul, sagt: "Das ist
es, was die da oben unter De-
mokratie verstehen. Einmal
alle fünf Jahre dürfen wir ein
Kreuzchen auf dem Wahlzet-
tel machen, danach aber soll-
ten wir am besten bis zum
nächsten Wahlkampf das
Maul halten."
Die Regierung versucht in-

des, die Proteste einzudäm-
men. Eine Demonstration, die
als Auftakt der Aktionstage
der StudentengegendenIrak-
kriegdienensollte, wurdever-
boten, was die Betroffenen
aber nicht davon abhielt, in
Seouls Innenstadt den Ver-
kehr zumErliegenzubringen.
Auf einer anderen Demonstra-
tion gingen die Antiauf-
ruhreinheiten brutal gegen
mehrere tausend Demonst-
rantenvor, die sichin der Nä-
he des Parlamentsgebäudes
versammelt hatten, umgegen
das Entsendegesetz zu pro-
testieren. Joh Ji−yeong, eine
Sprecherin der linken Demo-
kratischen Arbeiterpartei,
sagte: "Diesen Kampf haben
wir verloren, aber esist keine
totale Niederlage, denn jetzt
wirdfür jeden klar, was diese
Regierung unter Demokratie
versteht!" Kurz darauf wurde
sievonder Polizei zusammen-
geschlagen.
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